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Fir ein freies, solidarisches, neutrales und weltoffenes Osterreich
Werkstatt-Rundbrief 10/2020 — am 21.04.2020

Ziehen wir die Lehren aus der Coronapandemie: Fir eine
okosoziale Wende

Wir missen die Lehren aus der Coronapandemie ziehen: Abkehr vom Neoliberalismus - fur
eine 0kosoziale Wende! Mit dieser Plattform soll an einem breiten Aktionsbiindnis gearbeitet
werden. Unterstutzerinnen und Unterstitzer sind willkommen!

Plattform

Fur eine 6kosoziale Wende!
Besser Sozial — Demokratisch — Souveran — Neutral!

Aufgrund der Malinahmen gegen die Coronapandemie ist es zu einer schweren
Wirtschaftskrise gekommen. Viele Menschen, Arbeiterinnen und Arbeiter, Angestellte, kleine
Selbstandige, Kulturschaffende, Alleinerzieherinnen sind in existenzielle Not geraten. Viele
Unternehmen koénnten in Insolvenz geraten.

Die Bundesregierung hat in dieser Situation die wirtschaftliche Absicherung Betroffener, und,
die Absicherung von Unternehmen, die in Schieflage geraten sind oder geraten kénnten,
versprochen. Wir missen dafiir khmpfen, dass die Unterstiitzung auch wirklich bei der
Mehrheit und vor allem bei den am meisten Bedirftigen ankommt. Die Sicherung der
Liquiditat ist wichtig, aber fur den Neustart bedarf es vor allem auch Nachfrage und diese
hé&ngt auch von einer gerechteren Verteilung ab. Wir haben in der letzten Krise gesehen, wie
die Banken mit Betrédgen im zweistelligen Prozentbereich des Sozialprodukts gerettet wurden,
die einfachen Menschen und ganze Volker - wie das griechische - jedoch verarmten. Das darf
nicht nochmals passieren!

Zudem haben sich die Eliten durch den Ausnahmezustand und der Aul3erkraftsetzung der
Grundrechte aul3erordentliche VVollmachten angeeignet. Das ist umso gefahrlicher als der
Neoliberalismus zuvor bereits zur schrittweisen Entmachtung und Souveranitétsverlust der
Bevolkerung flhrte, nicht zuletzt durch die durch Wahlen demokratisch nicht legitimierte EU-
Burokratie.

Wenn die schlimmste Akutphase vorbei ist, wird es darum gehen, unsere Grundrechte in
vollem Umfang zuriick zu bekommen und die richtigen Lehren aus dem Geschehenen zu
ziehen.

,,Was immer es koste!*

verkindete die Bundesregierung als Leitmotiv in der Krise. Eine 180-Grad-Wende? Jahrelang
wurde verlautbart, ausgeglichene Budgets seien das oberste Gebot verantwortlichen
Regierens, vielfach auf Kosten notwendiger Investitionen in die 6ffentliche Infrastruktur. Jetzt
zeigt sich, bei der Politik der ,,Schwarzen Null“ geht es ausschlielich um Bereicherung &
Machtpolitik: Lediglich der private Sektor soll tiber das Privileg verfiigen,
Investitionsentscheidungen zu treffen, Akkumulationsraten zu bestimmen, und sich den Ertrag



daraus aneignen zu konnen. Schluss damit! Der 6ffentliche Sektor muss nachhaltig gestarkt
werden. Machen wir die 180-Grad-Wende! Denn Finanzminister Blimel hat schon damit
gedroht, dass nach Corona wieder abgebaut werden musse.

Nie wieder Kirzen bei Gesundheit und Pflege!

Jahrelang wurde getrommelt in Osterreich gebe es zu viele Spitalsbetten. Die EU-
Kommission wurde nicht miide, in ihren Landerberichten einen Abbau einzufordern und so
wurde die Kapazitét in diesem Bereich tatsdchlich beschréankt, teilweise auch riickgebaut. Die
Gesundheitsausgaben wurden mit der Rate des Wirtschaftswachstums gedeckelt. Mit der
Zerschlagung der Selbstverwaltung in der Sozialversicherung sollten gespenstische Milliarden
»aus dem System* herausgesogen werden. Diese Politik gilt es zu beenden: Fir den sofortigen
und auch mittelfristig massiven Ausbau des 6ffentlichen Gesundheitswesens!

Starke offentliche Kassen sichern intakte 6ffentliche Infrastruktur!

Nicht nur im Gesundheitssektor, auch in anderen Bereichen der dffentlichen Infrastruktur
(Arbeitsmarktverwaltung, Justiz, Bildung, u.a. wurde in den letzten Jahren bis zum Anschlag
abgebaut. Jetzt in der Krise zeigt sich: Nur eine starke offentliche Infrastruktur ist in der Lage
einem derartigen Schock standzuhalten. lhre ausreichende Finanzierung muss deshalb auch
im ,,Normalbetrieb* sichergestellt werden. Auch fur den Wohnbau mussen ¢ffentliche Mittel
bereitgestellt werden.

Umweltschutz starkt die Menschen!

Seridse wissenschaftliche Quellen nennen als einen Faktor fiir die Verletzlichkeit und
Anfalligkeit der Menschen auf die Pandemie auch Umweltfaktoren. So gehort die Region
Lombardei in Italien zu den Hotspots in Europa in Bezug auf Stickoxyde und Feinstaub.
Bereits eine schwere Grippeepidemie kann das Gesundheitssystem an die Belastungsgrenze
fuhren. Deshalb sind umgehend alle fossilen GroRprojekte wie die Lobau-Autobahn oder die
Dritte Piste in Schwechat zu streichen und mit diesen Milliarden MaRnahmen zum Umstieg
auf umweltfreundliche Mobilitat (Offis, Radverkehr und FuRgéanger) und zur thermischen
Gebaudesanierung umzusetzen. Es darf keine staatlichen Finanzspritzen fir Fluglinien und
Automobilindustrie und kein Abriicken von Klima- und Umweltschutzzielen unter dem
Deckmantel einer ,,Konjunkturbelebung“ geben! Stattdessen bedarf es neben der mittel- und
langfristigen Investitionen, Sofortmalinahmen wie Geschwindigkeits- und
Raumbeschrankungen sowie preisliche Lenkung, um zu verhindern, dass der motorisierte
Individualverkehr auf das menschen- und umweltfeindliche Niveau von zuvor zurtckkehrt.

Eine humane Arbeitswelt und Existenzsicherheit starken die Abwehrkrafte!

Zahlreiche ,,Public Health* Studien belegen: Stress ist keine Managerkrankheit, sondern
Ausdruck der Belastung fir diejenigen, die permanent in Existenznot sind. Und Stress
geféhrdet das menschliche Immunsystem. Deshalb missen rasch Malinahmen zur
Humanisierung der Arbeitswelt umgesetzt werden. Unter Anderem:

Sofortige Abschaffung des 12 Stundentags, der 60 Stundenwoche

Erhohung der Nettoersatzrate beim Arbeitslosengeld auf 80% des Durchschnitts des
Einkommens wahrend der letzten drei Monate der Beschéftigung. (Bei der Notstandshilfe:
75%) Die Angst vor Arbeitsplatzverlust darf nicht zur Angst vor existenzieller Not werden:



e Branchenweise Einfiihrung der 35 Stundenwoche bei vollem Lohnausgleich,
beginnend in den Gesundheits- und Pflegeberufen.

« Einflhrung einer sechsten Urlaubswoche.

o Verteidigung der und Verbesserung bei der Hacklerregelung. Insbesondere Menschen
in Niedriglohnberufen sind oftmals von Langzeitarbeitslosigkeit und den damit
verbundenen negativen gesundheitlichen Folgen betroffen.

o Verbesserte Einbeziehung der Ein-Personen-Unternehmen in die Sozialversicherung
(Arbeitslosenversicherung, Krankenversicherung)

e Mietzinsdeckelung im Altbau

o Abschaffung der Studiengebihren und -zugangsbeschréankungen.

o Niedrigschwellige, rund um die Uhr zugangliche Obdachloseneinrichtungen mussen
zu jeder Zeit in ausreichender Menge zur Verfligung stehen damit auch Wohnungslose
indoor geschutzt sein kbnnen

o Kein Sparen bei Frauenhausern und Gewaltpraventionshotlines sondern Ausbau

Reiche an den Krisenkosten beteiligen. Sanierung nicht nach unten abwalzen!

Einflhrung einer progressiven Erbschafts- und Schenkungssteuer fiir Vermdgen tber 1 Mio
Eur. Ohne entschiedene MaRnahmen zur Sicherung der Nachfrage, ohne Haftungen und
Kapitalspritzen der 6ffentlichen Hand waren grofRe private Vermdgen rasch entwertet.
Borsenkurse wirden sich nicht erholen, sondern ins Bodenlose stiirzen. Eine Sanierung der
offentlichen Haushalte bloB (iber eine langfristige negative Realverzinsung wirde vor allem
die Masse kleiner Sparer belasten, grolie Vermdgen, die von der Erholung an den
Aktienmérkten Gberproportional profitieren, aber verschonen. Deshalb ist die sofortige
Einflhrung einer Steuer auf grof3e und unproduktive Privatvermégen gerechtfertigt
Betriebsvermdgen sind ausgenommen, Flucht in Privatstiftungen etc. ist zu unterbinden.

KrisenmalRnahmen zur Ausweitung der demokratischen Steuerung nutzen!

Das Credo der letzten Jahrzehnte war: Offener Wettbewerb auf einem globalen Markt sichere
am besten Wohlstand und Entwicklung. In der aktuellen Krise zeigt sich: Der Markt bedarf
der politischen Absicherung und Steuerung. Die demokratischen Steuerungspotentiale der
offentlichen Hand dirfen deshalb nach der Krise nicht einfach wieder zurlickgefahren
werden. Fir Bereiche kritischer Infrastruktur und der Existenzsicherung gilt es globalisierte
Wertschdpfungsketten zu hinterfragen Erndhrungssouveranitat, hdhere Eigenproduktion,
Forderung von Randlagen und regionalen Wirtschaftskreislaufen, Bodenschutz und
Existenzsicherung fur Landwirtinnen, faire Lohne und Arbeitsbedingungen fur
Erntearbeiterlnnen muss sichergestellt werden um auch im Katastrophenfall ausreichende
Daseinsvorsorge garantieren zu kénnen.

Die neoliberale EU ist nicht die L6sung, sondern Teil des Problems!

In der Akutphase der Krise haben die Institutionen der EU versagt. Das ist nicht
verwunderlich. Das ,,Friedensprojekt Europa zur Volkerverstandigung® wurde nachtraglich
vorgeschoben um eine ,,offene Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb* in Europa ein zu
zementieren. Nach der schwersten Phase der Krise werden die Machteliten umgehend mit der
Restrukturierung des kontinentalen Machtgefliges beginnen. Wir sagen Ja zu sofortiger Hilfe
fur die am Starksten betroffenen Lander und Bevolkerungsschichten. Eurobonds sind jedoch
der falsche Weg. Vergessen wir nicht: Institutionen wie die EU-Kommission, EZB und ESM
haben tber die aufoktroyierten Sparprogramme im Gesundheitswesen der betroffenen Lander
zur aktuellen fatalen Lage beigetragen. Wer Ja zu Eurobonds sagt, wird auch ja zu



Entmiindigung und Entdemokratisierung sagen mussen. Es gibt zahlreiche andere
Madglichkeiten internationale Solidaritat zu leisten. Diese geht Uber die Zurtickdrdngung und
Entmachtung der ungewahlten neoliberalen Eliten und die Herstellung von demokratischer
Selbstbestimmung ber Geld- und Wirtschafts- und Sozialpolitik.

Menschenrechte sichern und ausbauen!

Sofortige Aufhebung aller Beschrdnkungen der Bewegungs-, Versammlungs- und
Meinungsfreiheit bei Entspannung der Lage. Keine Legalisierung von Big-Data-
Uberwachung wie z. B. die Aufzeichnung von Bewegungsprofilen. Keine Zensur unter dem
Label ,,Fake News Kontrolle*. Humanitare Hilfe fur Menschen auf der Flucht statt
Beteiligung am FRONTEX Gewaltregime zur ,,Absicherung* einer Festung Europa.

Neutralitat verteidigen!

Die Beteiligung an der Militarisierung der EU hat uns keinerlei zusatzliche Sicherheit
gebracht. Im Gegenteil es beraubt uns Mdglichkeiten der Kooperation in Zeiten der Not.
Ausstieg Osterreichs aus der Standigen Strukturierten Zusammenarbeit (SSZ-Pesco) und dem
EU-Battle-Groups-Programm. Nein zu Ristungsforschung! Nein zu den Freihandelsdiktaten,
die soziale Entwicklung verunmoglichen und die Umwelt zerstoren!

(April 2020)

Wir sammeln Unterstutzerinnen und Unterstitzer flr diese Plattform. Bitte hier eintragen,
wer diese Plattform unterstiitzen mdchte
https://docs.google.com/forms/d/IXxDA2pJHBwc1faY QhJuSq3WOL GHycWKLgjjd6ROrsR90/

office@solidarwerkstatt.at https://www.solidarwerkstatt.at



mailto:office@solidarwerkstatt.at
https://www.solidarwerkstatt.at/

	Solidarwerkstatt Für ein freies, solidarisches, neutrales und weltoffenes Österreich Werkstatt-Rundbrief 10/2020 – am 21.04.2020
	Ziehen wir die Lehren aus der Coronapandemie: Für eine ökosoziale Wende
	Plattform
	Für eine ökosoziale Wende!
	Besser Sozial – Demokratisch – Souverän – Neutral!
	„Was immer es koste!“
	Nie wieder Kürzen bei Gesundheit und Pflege!
	Starke öffentliche Kassen sichern intakte öffentliche Infrastruktur!
	Umweltschutz stärkt die Menschen!
	Eine humane Arbeitswelt und Existenzsicherheit stärken die Abwehrkräfte!
	Reiche an den Krisenkosten beteiligen. Sanierung nicht nach unten abwälzen!
	Krisenmaßnahmen zur Ausweitung der demokratischen Steuerung nutzen!
	Die neoliberale EU ist nicht die Lösung, sondern Teil des Problems!
	Menschenrechte sichern und ausbauen!
	Neutralität verteidigen!



